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Bonn, den 27. Oktober 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kontrolle von Kernkraftwerken und Reaktorstationen 

Bezug: Kleine Anfrage des Abgeordneten Dr. Bediert und 
Fraktion der SPD 
- Drucksache IV/2618 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Benehmen mit dem 
Herrn Bundesminister für wissenschaftliche Forschung wie folgt: 

Zu Frage 1 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich bereits mehrfach zur 
Übernahme von Kontrollmaßnahmen auf dem Gebiet der Kern- 
energie verpflichtet. 

1. a) Der Verzicht auf Herstellung von ABC - Waffen ist ein 
Grundsatz der Politik der Bundesregierung. Sie hat sich 
hierzu bei Eintritt in die NATO ausdrücklich bekannt. 

b) Die Bundesregierung ist von jeher für eine internationale 
Zusammenarbeit bei der friedlichen Verwendung der 
Kernenergie eingetreten. Daher gehört die Bundesre- 
publik Deutschland zu den Gründungsmitgliedern der 
Internationalen Atomenergie-Organisation (lAEO), die 
1956 im Rahmen der Vereinten Nationen errichtet wurde 
und 1957 ihre Arbeit aufgenommen hat. Die lAEO be- 
trachtet es als eine ihrer Hauptaufgaben, für Sicherheits- 
maßnahmen zu sorgen, durch die verhindert wird, daß 
die mit ihrer Beteiligung oder Förderung durchgeführten 
Arbeiten zu militärischen Zwecken verwendet werden 
(Artikel II und III A 5 der Satzung der lAEO). Infolge- 
dessen ist 1961 ein Kontrollsystem für Versuchsreaktoren 
ausgearbeitet worden und auch in Kraft getreten, das 
seit Anfang 1964 auf Reaktoren jeder Leistungsstärke 
ausgedehnt ist. 
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c) Die Bundesrepublik Deutschland ist darüber hinaus durch 
den EURATOM-Vertrag von 1957 dem für die sechs 
Mitgliedstaaten bindenden und sehr weitgehenden Kon- 
trollsystem unterworfen. 

d) Außerdem bestehen auch noch im Rahmen von zweisei- 
tigen Abkommen, so in dem Vertrag mit den USA von 
1957, weitere Kontrollvorschriften, die Deutschland gegen- 
über angewendet werden. 

2. Die Bundesregierung hat den Eindruck, daß die von Pro- 
fessor Smyth in Genf vorgetragenen Anregungen nicht 
auf den Abschluß eines neuen Abkommens gerichtet sind, 
sondern auf den Ausbau des bestehenden Kontrollsystems 
im Rahmen der nach Ansicht der USA gerade auch zu die- 
sem Zweck geschaffenen lAEO. Diese Auffassung wird durch 
die seit Inkrafttreten der IAEO*Satzung nachdrücklich ver- 
tretene Politik der USA gestützt, die eine zunehmende An- 
erkennung der lAEO als weltumspannende Kon trollbehörde 
im Auge hat. Professor Glenn Seaborg, der Präsident der 
amerikanischen Atomenergie-Kommission, hat diesen Stand- 
punkt in der Generaldebatte der VIII. Generalkonferenz der 
lAEO im September 1964 in Wien, die der Genfer Konfe- 
renz gefolgt ist, erneut mit aller Deutlichkeit vorgetragen. 

Angesichts dieser Tatsachen sieht die Bundesregierung da- 
her keinen Grund, eine Erklärung bei der lAEO im Sinne 
von Nr. 1 der Anfrage abzugeben. 

Zu Frage 2 

1. Bei der lAEO besteht bereits ein KontroIIsystem für Re- 
aktoren jeder Leistungsstärke. Seit Februar 1964 ist eine 
aus Mitgliederndes Gouverneursrates der Organisation zu- 
sammengesetzte Arbeitsgruppe damit beschäftigt, dieses 
System zu überarbeiten. Es wird erwartet, daß der neue 
Entwurf dem Gouverneursrat im Frühjahr 1965 vorliegt. 

2. Da die Bundesrepublik Deutschland zurzeit nicht im Gou- 
verneursrat vertreten ist, hat sie auch keine Möglichkeit, 
aktiv in der Arbeitsgruppe mitzuwirken. Durch einen von 
der Ständigen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland 
bei der lAEO als Beobachter entsandten Mitarbeiter sowie 
durch einen Reaktorfachmann verfolgt sie jedoch die Be- 
ratungen mit Aufmerksamkeit und Sorgfalt und hält mit 
den beteiligten Vertretern befreundeter Staaten enge Ver- 
bindung. 

In Vertretung 

Carstens 
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